
Übersetzung des Offenen Briefes vom 20.07.2026 zu den Verhandlungen zum EBSP1

An:
Mitglieder der Arbeitsgruppe des EU-Rates für den Informationsaustausch im Bereich 
Justiz und Inneres (IXIM)
Mitglieder der Arbeitsgruppe des EU-Rates für Visa (VISA)

in Kopie an:
Anu Talus, Vorsitzende des Europäischen Datenschutzausschusses (EDSA)
Wojciech Wiewiórowski, Europäischer Datenschutzbeauftragter (EDPS)
Mitglieder des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres des 
Europäischen Parlaments

20.07.2026

Sehr geehrte Präsidentschaft, sehr geehrte Attachés,

die unterzeichnenden zivilgesellschaftlichen Organisationen, unabhängigen 
Forscher:innen und Wissenschaftler:innen möchten Sie auf die besorgniserregende 
Richtung aufmerksam machen, die die Europäische Kommission bei den 
Verhandlungen mit den Vereinigten Staaten von Amerika (USA) über ein 
Rahmenabkommen zum Informationsaustausch für Sicherheitsüberprüfungen und 
Identitätsfeststellungen im Zusammenhang mit Grenzverfahren und Visumanträgen 
eingeschlagen hat.

Wir sind besorgt darüber, dass die Europäische Kommission erheblich von ihrem vom EU-
Rat am 16. Dezember 2025 erteilten Verhandlungsmandat abweicht, indem sie den 
Forderungen der USA nachgibt und damit in eklatanter Weise gegen EU-Recht verstößt. 
Diesem Schreiben fügen wir eine Übersicht über die Abweichungen zwischen dem 
Beschluss des Rates und dem zuletzt verfügbaren Entwurf bei2.

Darüber hinaus fordern wir den EU-Rat auf sich gegen die überzogenen Forderungen der 
US-Regierung – die als nichts Geringeres als aggressive Verhandlungsmethoden 
angesehen werden können – zu wehren und die unverzichtbaren rechtlichen 
Schutzvorkehrungen der EU aufrechtzuerhalten. Die personenbezogenen Daten der 
Menschen, insbesondere ihre biometrischen Daten, sollten nicht zum Verkauf stehen, vor 
allem nicht an ein Land, das für zunehmende Menschenrechtsverletzungen verantwortlich 
ist und in dem ein rascher demokratischer Rückschritt zu beobachten ist.

Widersprüche zum EU-Recht

1 Diese Übersetzung wurde teilweise durch KI-gestützte Übersetzungstools erstellt (und nachträglich 
durch Menschen auf Sinnhaftigkeit geprüft). Das Original findet sich bei EDRi unter https://edri.org/wp-
content/uploads/2023/04/Open-Letter-to-Council-on-EU-US-EBSP-20-July-2026-1.pdf. Der Annex (die 
Übersicht über die Abweichungen zwischen dem Beschluss des Rates und dem zuletzt verfügbaren 
Entwurf) findet sich im englisch-sprachigen Original.

2 Uns ist bekannt, dass ein dritter überarbeiteter Textentwurf (WK 10195 2026 INIT) vorliegt; aufgrund der 
Undurchsichtigkeit des Verhandlungsprozesses beschränken wir uns in unseren Anmerkungen jedoch 
auf die aktuellste verfügbare Fassung, nämlich WK 5183/2026 INIT, siehe https://statewatch.org/wp-
content/uploads/2026/05/wk_5183_2026pdf.pdf.



Auf der Grundlage des durchgesickerten überarbeiteten Entwurfs (WK 5183/2026 INIT)1 
stellen wir folgende Abweichungen zwischen dem Entwurf des Rahmenabkommens und 
den EU-Rechtsnormen fest, darunter die Anforderung, bei internationalen 
Datenübermittlungen ein im Wesentlichen gleichwertiges Schutzniveau zu erreichen:

1. Verstoß gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit: 
Der Datenaustausch im Rahmen des EBSP stellt einen schwerwiegenden Eingriff in
das Recht auf Privatsphäre und den Datenschutz dar, doch ist sein Zweck nicht auf 
schwere Straftaten beschränkt, sondern umfasst auch vage definierte Bedrohungen
der öffentlichen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung. Daher kann der Eingriff in
die Grundrechte nicht als verhältnismäßig angesehen werden.

2. Mangelnde rechtliche Klarheit und Präzision der Vorschriften zur 
Profilerstellung:
Der Text definiert die Voraussetzungen für die Durchführung und Weitergabe von 
Risikobewertungen nicht ausreichend, wodurch die Gefahr einer unbegründeten 
Profilerstellung besteht. Darüber hinaus impliziert die Anforderung einer 
Übertragung nahezu in Echtzeit eine Automatisierung, bei der kaum eine 
Möglichkeit zur Überprüfung durch Menschen besteht, sodass den betroffenen 
Personen keine Chance bleibt zu verstehen, warum sie überhaupt einer 
Profilerstellung unterzogen wurden.

3. Durch KI getroffene Entscheidung ohne menschliche Überprüfung:
Bei der Nutzung automatisierter Entscheidungsfindung ist kein sinnvolles 
menschliches Eingreifen in jedem Einzelfall erforderlich, und es ist den betroffenen 
Personen unmöglich ein solches zu beantragen, da sie in der Regel nicht wissen, 
dass sie einer solchen Entscheidung unterzogen wurden.

4. Untergraben des Grundsatzes der Zweckbindung:
Die im Rahmen dieses Abkommens ausgetauschten Informationen könnten von 
Strafverfolgungsbehörden für beliebige strafrechtliche Ermittlungen sowie von 
Verwaltungsbehörden für jede weitere Verarbeitung genutzt werden. Dies ist nicht 
nur übermäßig weit gefasst und verleiht den US-Strafverfolgungsbehörden 
willkürliche Befugnisse, sondern die uneingeschränkte Weiterverarbeitung 
untergräbt zudem einen wesentlichen Grundsatz des Datenschutzrechts 
vollständig, nämlich den Grundsatz der Zweckbindung.

5. Übermäßige Datenspeicherung:
Der Entwurf beschränkt die Speicherung personenbezogener Daten nicht auf das, 
was unbedingt erforderlich ist, da keine maximale Speicherfrist festgelegt ist, auch 
nicht nach der Abreise des Reisenden aus den USA. Das Department of Homeland 
Security (DHS) könnte die Daten bis zu 75 Jahre lang speichern.

6. Schwache Durchsetzung der Datenschutzbestimmungen durch die 
Strafverfolgungsbehörden auf US-Bundesstaatenebene:
US-Behörden können EBSP-Daten an lokale Behörden weitergeben, doch die 
Datenschutzanforderungen gelten für diese nicht. Die vorgesehenen Aufsichts- und 
Durchsetzungsmechanismen sind äußerst unzureichend und begrenzt.

7. Fehlende Garantien für die Rechte der betroffenen Personen und fehlende 
Rechtsbehelfe:
Einschränkungen des Rechts auf Benachrichtigung und Auskunft sowie der 
Rechtsbehelfsmöglichkeiten für betroffene Personen werden vollständig dem US-
amerikanischen Recht überlassen und in der Präambel wird festgelegt, dass es 
nicht zwingend erforderlich ist jede Art von Rechtsbehelf in jedem Fall anzubieten – 
was im Widerspruch zur Rechtsprechung des EuGH steht (C-362/14, Schrems). 
Zwar gilt der US-amerikanische „Judicial Redress Act“ nicht für 
Datenübermittlungen im Rahmen des EBSP und die US-amerikanische „Standing“-
Doktrin schließt betroffene Personen de facto vom Zugang zu wirksamen 



gerichtlichen Rechtsbehelfen aus, doch verpflichtet der Entwurf des 
Rahmenabkommens die US-Regierung nicht dazu spezifische Stellen für 
gerichtliche Rechtsbehelfe einzurichten.

8. Mangelnde Unabhängigkeit der Aufsichts- und Beschwerdemechanismen:
Der Entwurf sieht keine unabhängige Datenschutzaufsicht und keine 
entsprechenden Befugnisse gegenüber der US-Regierung vor. Infolge der 
Maßnahmen der Trump-Regierung und des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten 
Staaten sind die Aufsichtsbehörden innerhalb der Exekutive der US-Regierung 
definitiv nicht unabhängig. Das Urteil des Obersten Gerichtshofs der USA in der 
Rechtssache „Trump gegen Slaughter“, in dem der Exekutive die Befugnis, den 
Leiter der Federal Trade Commission nach Belieben zu entlassen, eingeräumt 
wurde, verdeutlicht die mangelnde Unabhängigkeit aller Datenschutzbehörden in 
den USA.

9. Eine Aussetzung ist von den EU-Datenschutzbehörden kaum durchsetzbar:
Die Aussetzung des Abkommens im Falle eines Verstoßes kann erst nach einer 
angemessenen Konsultationsfrist erfolgen, ohne dass eine Einigung erzielt wurde, 
was die Unabhängigkeit der Datenschutzbehörden der EU-Mitgliedstaaten 
untergräbt, da diese die Datenübermittlungen nicht ohne die Zustimmung ihrer 
Regierung aussetzen können.

Sollte der Entwurf des Rahmenabkommens in seiner derzeitigen Fassung verabschiedet 
werden, besteht die Gefahr, dass er vor Gericht keinen Bestand hat, da er in vielerlei 
Hinsicht im Widerspruch zu den datenschutzrechtlichen Kriterien der EU steht, wie sie 
vom EuGH ausgelegt werden.

Darüber hinaus ermöglicht der Entwurf des Rahmenabkommens die Übermittlung von 
Daten von Drittstaatsangehörigen, die von EU-Mitgliedstaaten verarbeitet werden, obwohl 
diese nicht in den Genuss der Visumbefreiung kommen – wodurch eine 
Ungleichbehandlung zwischen EU-Bürgern und Drittstaatsangehörigen sowie in 
einigen Fällen zwischen EU-Bürgern mit doppelter Staatsangehörigkeit entsteht, 
was im Widerspruch zum universellen Charakter der Rechte auf Privat- und 
Familienleben sowie auf Datenschutz, die durch die Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union geschützt sind, steht.

Hintergrund
Seit 2022 verlangen die USA den Abschluss von Abkommen im Rahmen der „Enhanced 
Border Security Partnership“ (EBSP) mit Ländern, darunter auch EU-Mitgliedstaaten, die 
weiterhin am „Visa Waiver“-Programm teilnehmen möchten, wodurch ihren Bürgern die 
Visumbefreiung gewährt wird. EBSP-Abkommen sehen die routinemäßige Überprüfung 
von Reisenden, Asylbewerbern oder allen Personen, die im Rahmen der US-
Grenzkontrollen und Einwanderungsverfahren angetroffen werden, anhand der 
biometrischen Datenbanken der Partnerländer vor.

Wir danken Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und stehen Ihnen für etwaige Fragen gerne zur 
Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen,

Unterzeichner:
Unterzeichnende Organisationen:
Access Now
Alternatif Bilişim



Associació Pangea
Centre for Democracy and Technology Europe
Data Rights
Deutsche Vereinigung für Datenschutz e.V. (DVD)
Digitalcourage
Digitale Gesellschaft CH
Digitale Gesellschaft DE
Epicenter.works – for digital rights
European Digital Rights (EDRi)
European Sex Workers Rights Alliance (ESWA)
Hermes Center
Homo Digitalis
IT-Pol Denmark
La Quadrature du Net
Statewatch

Individuelle Unterzeichner:innen:
Plixavra Vogiatzoglou, University of Amsterdam
Laurens Naudts, University of Amsterdam
Elisabetta Biasin, KU Leuven Centre for IT & IP Law
Dario Pronesti, KU Leuven Centre for IT & IP Law
Bilgesu Sumer, KU Leuven Centre for IT & IP Law
Sultan Erdogan, KU Leuven Centre for IT & IP Law
Sara Garsia, KU Leuven Centre for IT & IP Law
Raminta Matulyt , KU Leuven Centre for IT & IP Law ė
Catherine Jasserand, independent researcher
Maarten Hillebrandt, Utrecht University
Evelien Brouwer, Utrecht University
Annick Pijnenburg, Radboud University Nijmegen
Douwe Korff, London Metropolitan University


